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Frau Mahmod 

Telefon:  (0221) 221 25001  
Fax       :  (0221) 221 26565 
E-Mail:  midia.mahmod@stadt-koeln.de 

Datum: 14.12.2016 

Auszug 

aus dem Beschlussprotokoll der Sitzung des Ausschusses 
Allgemeine Verwaltung und Rechtsfragen / Vergabe / 

Internationales vom 12.12.2016 

öffentlich 

10.1 1. Änderung der Kölner Stadtordnung (KSO) 
3152/2016 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion betreffend "1. Änderung der Kölner 
Stadtordnung (KSO)" 
AN/1830/2016 

 Gemeinsamer Änderungsantrag der Fraktion Die Linke und der Gruppe 
Piraten betreffend "1. Änderung der Kölner Stadtordnung (KSO)“ 
AN/2102/2016 

 Gemeinsamer Änderungsantrag der CDU-Fraktion, der Fraktion Bünd-
nis 90/ Die Grünen und der FDP-Fraktion betreffend "1. Änderung der 
Kölner Stadtordnung (KSO)" 
AN/2101/2016 

 

Dieser TOP wurde wegen Sachzusammenhang gemeinsam mit TOP 6.1 behandelt: 

 
6.1  Anfrage der Gruppe Piraten betreffend "Law und Order op Kölsch: Be- 

 schwerden und deren Einflüsse auf die neue Stadtordnung?" 
 AN/1789/2016 
(zurückgestellt aus der Sitzung vom 07.11.2016) 

  Stellungnahme der Verwaltung vom 07.11.2016 

 3704/2016 



  

(zurückgestellt aus der Sitzung vom 07.11.2016) 
Es erfolgt eine Aussprache unter Bezugnahme auf die einzelnen Änderungsanträge. 
Schließlich lässt der Vorsitzende den Ausschuss einzelnd über diese abstimmen: 

Gemeinsamer Änderungsantrag der Fraktion Die Linke und der Gruppe 
Piraten betreffend "1. Änderung der Kölner Stadtordnung (KSO)“ 
AN/2102/2016 
(zugesetzt) 

Beschluss: 

Die Verwaltung wird gebeten, die vorliegende Beschlussvorlage zur Ände-
rung der Kölner Stadtordnung zurückzuziehen und unter folgenden Ge-
sichtspunkten noch einmal zu überarbeiten. 

1. Die einzelnen Regeln der seit zwei Jahren existierenden Stadtordnung 
werden evaluiert und auf ihre Wirksamkeit und gegebenenfalls uner-
wünschte Nebeneffekte hin überprüft. In den Prozess der Evaluation sol-
len Betroffene miteinbezogen werden. Dieser Wirksamkeitsbericht der 
Verwaltung wird dem AVR und dem Rat vorgelegt. Die Debatten dort sind 
dann die Grundlage für eine überarbeitete Beschlussvorlage. 

2. Bevor die überarbeitete Beschlussvorlage in die politischen Gremien ein-
gespeist wird, sucht die Verwaltung den Dialog mit den Betroffenen, z. B. 
Straßenkünstlern, Bettlern, sozialen Trägern in der Obdachlosenhilfe, 
Sportvereinen etc. Die Belange der Betroffenen müssen gehört und in 
angemessenen Umfang Eingang in die geänderte Stadtordnung finden. 

3. In die Kölner Stadtordnung sollen keine Tatbestände aufgenommen wer-
den, die schon durch Gesetze, Erlasse oder dergleichen Regelwerke ver-
bindlich geregelt sind.  

 Abstimmungsergebnis: 

Bei Gegenstimme der Fraktion Die Linke mehrheitlich abgelehnt.  

 Gemeinsamer Änderungsantrag der CDU-Fraktion, der Fraktion Bünd-  
 nis 90/ Die Grünen und der FDP-Fraktion betreffend "1. Änderung der    
 Kölner Stadtordnung (KSO)" 
AN/2101/2016 
(zugesetzt) 

Beschluss: 

Der Beschlussvorschlag der Verwaltung wird wie folgt ergänzt bzw. geändert: 

1. Der Rat der Stadt Köln beschließt die 1. Änderungsverordnung zur Ord-
nungsbehördlichen Verordnung über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung für das Gebiet der Stadt Köln (Kölner Stadtordnung - KSO) vom 14. 
April 2014 mit den nachfolgen genannten Abweichungen:  

a. § 9 Darbietung von Straßenmusik und –schauspiel und ande-
rer Straßenkunst 

(1) Straßenmusik und –schauspiel darf nur in den ersten 30 Minu-
ten einer vollen Stunde in einer Lautstärke dargeboten werden, 
dass unbeteiligte Personen nicht erheblich belästigt werden. Die 



  

zweite Hälfte jeder vollen Stunde ist spielfrei zu halten. In der Zeit 
von 22 Uhr bis 10 Uhr darf keine Straßenmusik gespielt werden. 
Nach jeder Darbietung ist der Standort so zu verändern, dass die 
Darbietung am ursprünglichen Standort nicht mehr hörbar ist; der 
neue Standort muss mindestens 300 Meter entfernt sein. Jeder 
Standort darf pro Tag und Musiker nur einmal bezogen werden. 

(2) Im Umfeld des Domes ist der Einsatz von Lautsprechern und 
elektronischen Verstärkern für Straßenmusik, Straßenschauspiel 
und andere Straßenkunst verboten. Das Umfeld des Domes um-
fasst auf der Nordseite die Domplatte einschließlich der Freitreppe 
und des unmittelbaren Bereichs vor dem Treppenaufgang auf 
dem Bahnhofsvorplatz einschließlich Chargensheimerplatz. Auf 
der Westseite das Domkloster einschließlich der Platzfläche am 
Römerbogen und des Kardinal-Höffner-Platzes sowie der Straßen 
Unter Fettenhennen und Domgässchen sowie den Wallrafplatz. 
Auf der Südseite die Straßen Am Hof und Bischofsgartenstraße 
einschließlich des gesamten Roncalliplatzes und der Nordseite 
des Kurt-Hackenberg-Platzes. Auf der Ostseite der Heinrich-Böll-
Platz und die Gebäudewand des Museum Ludwig. Der entspre-
chende Bereich ist in Anlage 1 gekennzeichnet, die Bestandteil 
dieser Verordnung ist. 

b. § 11 a Alkohol- und Drogenkonsum in unmittelbaren Ein-
gangsbereich von Kindergärten und Schulen 

Im unmittelbaren Eingangsbereich von Kindergärten und Schulen 
ist das Konsumieren von Alkohol und/oder Drogen im öffentlichen 
Raum verboten. 

c. § 24 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) In den öffentlichen Grünflächen und auf öffentlichen Spiel- und 
Bolzplätzen sind Golf sowie Mannschaftssportarten und –spiele 
von kommerziellen Sportanbietern oder ähnlich organisierten 
Gruppen sowie Ligabetrieb grundsätzlich verboten.  

d. § 25 Nutzungsregeln für öffentliche Spiel- und Bolzplätze 

(1) Die Benutzung der öffentlichen Spiel- und Bolzplätze ist 
grundsätzlich täglich von 7:00 Uhr bis 22:00 Uhr erlaubt. Ein Auf-
enthalt ist grundsätzlich bei Beachtung von Absatz 2 gestattet. 

(2) Auf öffentlichen Spiel- und Bolzplätzen sind 

a.     der Konsum und das Mitführen von alkoholischen Getränken, 

b. der Konsum von Tabakwaren, anderen nikotinhaltigen Er-
zeugnissen (z.B. E-Zigaretten, Shishas) oder Drogen, 

c.     das Fahrradfahren von Jugendlichen und Erwachsenen, 

d.     das Befahren mit verbrennungsmotorbetriebenen Kfz und 

e.     die Einrichtung und Unterhaltung von Feuerstellen verboten. 



  

2. Darüber hinaus wird die Verwaltung aufgefordert, dem Rat und seinen 
Gremien sowie den Bezirksvertretungen im ersten Quartal 2018 einen 
Bericht über die Auswirkungen der KSO-Änderungen vorzulegen. 

3. Die ursprüngliche Ziffer 2. der Verwaltungsvorlage entfällt. 

Abstimmungsergebnis: 

Bei Gegenstimmen der SPD-Fraktion und der Fraktion die Linke mehrheitlich 
zugestimmt. 

 Änderungsantrag der SPD-Fraktion betreffend "1. Änderung der Kölner   
 Stadtordnung (KSO)" 
AN/1830/2016 
(zurückgestellt aus der Sitzung vom 07.11.2016) 

Beschluss: 

Ziffer 1 des Beschlusstextes wird wie folgt ersetzt: 

Das bunte und vielfältige Leben in Köln braucht nicht mehr Verbote und Ein-
schränkungen. Störungen und Missstände müssen aber konsequent erfasst 
und geahndet werden.  

Bevor neue weitreichende Ver- und Gebote erlassen werden, müssen erst 
die bereits bestehenden Regelungen ausgeschöpft und ggf. bestehende 
Umsetzungsdefizite abgebaut werden.  

Die Verwaltung wird deshalb beauftragt, die Satzung zur 1. Änderung der 
Kölner Stadtordnung (KSO) unter Berücksichtigung der Maßgaben aus dem 
Begründungstext zu überarbeiten und dem Rat erneut zur Entscheidung vor-
zulegen.  

Folgende Maßgaben sind bei der Novellierung zu beachten: 

Der Kölner Stadtordnung kommt eine wesentliche Funktion im Rahmen der 
Nutzung des öffentlichen Raums zu. Sie soll u.a. einen Ausgleich zwischen 
widerstreitenden Interessen schaffen, z.B. dem Schutz vor Lärmemissionen 
von Anwohner auf der einen Seite und der Darbietung von Straßenmusik auf 
der anderen Seite. Sie ist aber zugleich auch ein Indikator dafür, welche Re-
geln sich eine Stadtgesellschaft für ein Miteinander geben möchte. Nach den 
fürchterlichen Ereignissen in der Silvesternacht hat sich gezeigt, dass die ob-
jektive Sicherheitslage in Köln verbessert werden muss – und mehr noch, 
den Kölnerinnen und Kölnern das Vertrauen in die Sicherheitskräfte in Köln 
zurückgegeben werden muss. Dazu gehört auch, dass Missstände und stö-
rendes Verhalten im öffentlichen Raum konsequent beseitigt bzw. unterbun-
den werden. Das darf aber nicht dazu führen, dass nun jegliche Lebendig-
keit, Offenheit und Diversität von den Kölner Straßen und Plätzen wegregle-
mentiert wird. Es darf nicht zu Lasten der Schwachen und Hilfsbedürftigen 
gehen. Die Neuregelungen in der KSO, insbesondere hinsichtlich der zusätz-
lichen Ge- und Verbote, schießt hier deutlich über das Ziel hinaus. Denn be-
reits jetzt bestehen weitreichende Ge- und Verbote. So ist z.B. Straßenmusik 
in der zweiten Hälfte einer vollen Stunde untersagt. Schon jetzt müssen 
Straßenmusiker nach einer halben Stunde ihren Standort wechseln. In der 
Bevölkerung besteht allerdings der Eindruck, dass Verstöße gegen diese 
Regeln nicht konsequent geahndet werden, wie die aktuelle öffentliche Dis-
kussion zur Novellierung der KSO dokumentiert. Vor diesem Hintergrund 



  

stellt sich die Frage, woran das liegt und was getan werden muss (zusätzli-
cher Einsatz von Ordnungskräften, Schulung der Ordnungsdienstmitarbei-
ter/innen …) damit das Kölner Stadtrecht effektiv umgesetzt werden kann. 
Vorschriften bringen nur etwas, wenn die Stadt auch bereit und in der Lage 
ist, sie durchzusetzen. 

Vielfalt bei der Straßenmusik erhalten – Betroffene vor Lärm schützen 

Das uneingeschränkte Verbot des Einsatzes von Lautsprechern und elektro-
nischen Verstärkern gemäß § 9 Abs. 1 KSO neue Fassung (n.F.) geht zu 
weit. Es bleibt unberücksichtigt, dass verschiedene musikalische Darbie-
tungsformen ohne den Einsatz von elektronischen Geräten nicht oder nur 
eingeschränkt möglich sind. Oft liegt dabei der Fokus nicht einmal auf der 
reinen Erhöhung der Lautstärke, sondern auf der Besonderheit der betref-
fenden Kunstform. Zudem berücksichtigt das Verbot nicht, dass auch bei 
Einsatz von Lautsprechern und elektronischen Verstärkern die Einhaltung 
des Lärmschutzes möglich ist. Für Musikdarbietungen ist ausweislich der 
Begründung zu § 9 Abs. 1 KSO (Anlage 2) ein neues Messverfahren vorge-
sehen. Die Lautstärke eines „traditionellen“ Musikinstrumentes kann die 
Lautstärke eines Verstärkers, der beispielsweise zur musikalischen Unterma-
lung einer Performance eingesetzt wird, deutlich übertreffen. Daher ist die 
Überprüfung einer absoluten Lärmobergrenze ein probateres Mittel als das 
grundsätzliche Verbot von Lautsprechern und elektronischen Verstärkern. 
Das gilt jedenfalls dann, wenn die elektronischen Komponenten wesentliches 
Merkmal der Musik- bzw. Kunstform ist und nicht nur der reinen Vervielfa-
chung der Lautstärke dienen. Zu laute und störende Musik muss in jedem 
Fall – unabhängig von der Darbietungsform – zum Schutz der Anwohner und 
sonstigen Betroffenen unterbunden werden. 

Für den Erhalt von Straßenmusik, Straßenschauspiel und andere Stra-
ßenkunst im Domumfeld 

Gleiches gilt für das Verbot von Straßenmusik, Straßenschauspiel und ande-
rer Straßenkunst im Domumfeld nach § 9 Abs. 2 KSO n.F. Straßenkunst ge-
hört zur Kölner City – und auch zum Domumfeld. Sie macht das Domumfeld 
lebendig. Gerade die Domplatte in ihrer heutigen Gestalt öffnet Raum für 
Performance und Interaktion. Eine triste, totberuhigte Domplatte kann nicht 
das Ziel sein. Deshalb gilt es auch hier das Augenmaß zu behalten. Die KSO 
in der aktuellen Fassung gibt den Ordnungskräften bereits jetzt ausreichend 
Handhabe, um tatsächlich störendes oder schädliches Verhalten, wie z.B. 
„Wildpinkeln“, Ruhestörungen oder die Störung von religiösen Veranstaltun-
gen, zu ahnden. Eine konsequente Ahndung solcher Verstöße ist dringender 
geboten als ein Verbot von Straßenkunst im Domumfeld. Es ist nicht ersicht-
lich, warum z.B. von Pflastermalerei oder Seifenblasenkunst eine Gefahr für 
die Würde der Hohen Domkirche und dem Umgang unserer Stadt mit dem 
UNESCO-Welterbe ausgehen soll. Sollten sich konkrete Sicherheits- oder 
Gefährdungslagen durch Straßenkunst ergeben (z.B. Störung der Fußgän-
gerströme durch übermäßige Inanspruchnahme von Verkehrsflächen oder 
ausufernde Junggesellen/innenabschiede) kann bereits auf Basis der beste-
henden Regelungen eine Einzelfallentscheidung getroffen werden.  

Alkoholkonsumverbot mit Augenmaß – Kein Aus für das „Wegebier“ 

Das Verbot von Alkohol und Drogenkonsum in unmittelbarer Umgebung von 
Kindergärten und Schulen gemäß § 11 a KSO n.F. ist im Grundsatz richtig. 
Kinder und Jugendliche sind insbesondere im schulischen Umfeld vor den 



  

negativen Auswirkungen und der Signalwirkung von Alkohol- und Drogen-
konsum zu schützen. Diese Zielrichtung verfolgt auch die Regelung im Wer-
benutzungsvertrag, nach der Werbung für Suchtmittel im Umfeld von Schu-
len und ausgesuchten Kinderspielplätzen in einer Sichtweite von bis zu 200 
m unzulässig ist. Vorliegend ist aber eine differenzierte Betrachtung möglich 
und erforderlich, um eine sachgerechte Abwägung der unterschiedlichen In-
teressen zu berücksichtigen. Es dürfen auf diesem Wege nicht mittelbar all-
gemeine Alkoholkonsumverbotszonen für weite Teile des Stadtgebiets ge-
schaffen werden, an deren Voraussetzungen die Rechtsprechung sehr hohe 
Anforderungen stellt. Für einen Schutz der Kinder und Jugendlichen ist es 
ausreichend, wenn ein Alkohol- und Drogenkonsumverbot sich auf das un-
mittelbare  zeitliche und räumliche Umfeld der bestimmungsgemäßen Nut-
zung von Schulen und Kindertagesstätten beschränkt. In zeitlicher Hinsicht 
bietet sich ein Verbot für bestimmte Tage (z.B. werktags) und generalisiert 
innerhalb der regelmäßigen Benutzungszeiträume an. Gleiches gilt für die 
räumliche Ausdehnung. Ein Verbot in einem Umkreis von 100 m erscheint 
nicht sachgerecht, insbesondere nicht im Innenstadtbereich, wo es aufgrund 
der Verdichtung und der unterschiedlichen Nutzerinteressen unweigerlich zu 
Konflikten kommen muss und eine konsequente Durchsetzung auch nicht 
praktikabel oder überhaupt möglich ist. Es sind zudem keine Gründe be-
nannt, die einen solch ausgedehnten Radius rechtfertigen könnten. Soweit 
es gilt, Kinder und Jugendliche vor den unerwünschten Begleiterscheinungen 
des Alkohol- und Drogenkonsums (Flaschen, Glassplitter, Zigarettenkippen, 
Spritzbestecke und dergleichen) vor Ort zu schützen, reicht eine räumliche 
Begrenzung auf den eigentlichen Schul- bzw. Kindertagesstättenstandort 
aus.  

Ergänzend sollen in die Regelung die Spiel- und Bolzplätze aufgenommen 
werden. Hier besteht eine vergleichbare Gefährdungs- und Interesselage wie 
bei Schul- und Kindertagesstättenstandorten. Bisher beschränkt sich das Al-
kohol- und Drogenverbot auf die Flächen der Spiel- und Bolzplätze an sich. 
Es ist sinnvoll auch hier die unmittelbare Zuwegung und die Eingangszonen 
zu schützen. 

Abstimmungsergebnis: 

Bei Gegenstimmen der SPD-Fraktion mehrheitlich abgelehnt.  
 
Anschließend lässt der Vorsitzende den Ausschuss über die Beschlussvorlage in 
geänderter Form abstimmen: 

Beschluss: 

Der AVR empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 

1. Der Rat der Stadt Köln beschließt die 1. Änderungsverordnung zur Ordnungs-
behördlichen Verordnung über die öffentliche Sicherheit und Ordnung für das 
Gebiet der Stadt Köln (Kölner Stadtordnung - KSO) vom 14. April 2014 mit 
den nachfolgen genannten Abweichungen:  

a. § 9 Darbietung von Straßenmusik und –schauspiel und anderer Stra-
ßenkunst 

(1) Straßenmusik und –schauspiel darf nur in den ersten 30 Minuten einer 
vollen Stunde in einer Lautstärke dargeboten werden, dass unbeteiligte 
Personen nicht erheblich belästigt werden. Die zweite Hälfte jeder vollen 



  

Stunde ist spielfrei zu halten. In der Zeit von 22 Uhr bis 10 Uhr darf keine 
Straßenmusik gespielt werden. Nach jeder Darbietung ist der Standort so 
zu verändern, dass die Darbietung am ursprünglichen Standort nicht mehr 
hörbar ist; der neue Standort muss mindestens 300 Meter entfernt sein. 
Jeder Standort darf pro Tag und Musiker nur einmal bezogen werden. 

(2) Im Umfeld des Domes ist der Einsatz von Lautsprechern und elektroni-
schen Verstärkern für Straßenmusik, Straßenschauspiel und andere Stra-
ßenkunst verboten. Das Umfeld des Domes umfasst auf der Nordseite die 
Domplatte einschließlich der Freitreppe und des unmittelbaren Bereichs 
vor dem Treppenaufgang auf dem Bahnhofsvorplatz einschließlich Char-
gensheimerplatz. Auf der Westseite das Domkloster einschließlich der 
Platzfläche am Römerbogen und des Kardinal-Höffner-Platzes sowie der 
Straßen Unter Fettenhennen und Domgässchen sowie den Wallrafplatz. 
Auf der Südseite die Straßen Am Hof und Bischofsgartenstraße einschließ-
lich des gesamten Roncalliplatzes und der Nordseite des Kurt-
Hackenberg-Platzes. Auf der Ostseite der Heinrich-Böll-Platz und die Ge-
bäudewand des Museum Ludwig. Der entsprechende Bereich ist in Anlage 
1 gekennzeichnet, die Bestandteil dieser Verordnung ist. 

b. § 11 a Alkohol- und Drogenkonsum in unmittelbaren Eingangsbereich 
von Kindergärten und Schulen 

Im unmittelbaren Eingangsbereich von Kindergärten und Schulen ist das 
Konsumieren von Alkohol und/oder Drogen im öffentlichen Raum verboten. 

c. § 24 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) In den öffentlichen Grünflächen und auf öffentlichen Spiel- und Bolz-
plätzen sind Golf sowie Mannschaftssportarten und –spiele von kommerzi-
ellen Sportanbietern oder ähnlich organisierten Gruppen sowie Ligabetrieb 
grundsätzlich verboten.  

d. § 25 Nutzungsregeln für öffentliche Spiel- und Bolzplätze 

(1) Die Benutzung der öffentlichen Spiel- und Bolzplätze ist grundsätzlich 
täglich von 7:00 Uhr bis 22:00 Uhr erlaubt. Ein Aufenthalt ist grundsätz-
lich bei Beachtung von Absatz 2 gestattet. 

(2) Auf öffentlichen Spiel- und Bolzplätzen sind 

a. der Konsum und das Mitführen von alkoholischen Getränken, 

b. der Konsum von Tabakwaren, anderen nikotinhaltigen Erzeugnissen   
(z.B. E-Zigaretten, Shishas) oder Drogen, 

c. das Fahrradfahren von Jugendlichen und Erwachsenen, 

d. das Befahren mit verbrennungsmotorbetriebenen Kfz und 

e. die Einrichtung und Unterhaltung von Feuerstellen verboten. 

2. Darüber hinaus wird die Verwaltung aufgefordert, dem Rat und seinen Gremi-
en sowie den Bezirksvertretungen im ersten Quartal 2018 einen Bericht über 
die Auswirkungen der KSO-Änderungen vorzulegen. 

3. Die ursprüngliche Ziffer 2. der Verwaltungsvorlage entfällt. 



  

Abstimmungsergebnis: 

Bei Gegenstimmen der SPD-Fraktion und der Fraktion die Linke mehrheitlich zuge-
stimmt. 
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